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Gebührensatzung des Landkreises Waldshut 
 

Der Kreistag des Landkreises Waldshut hat am 14.12.2011 aufgrund von § 3 der  
Landkreisordnung i. d. F. vom 19.06.1987 (GBl. S. 289), zuletzt geändert durch Artikel 18 
des Gesetzes vom 09.11.2010 (GBl. S. 793, 962), §§ 2 und 11 des Kommunalabgabenge-
setzes i. d. F. vom 17.03.2005 (GBl. S. 206), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 04.05.2009 (GBl. S. 185, 193) und § 19 Abs. 2 des Straßengesetzes für Baden-
Württemberg i. d. F. vom 11.05.1992 (GBl. S. 329, ber. S. 683), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 der Verordnung vom 25.04.2007 (GBl. S. 252) folgende Gebührensatzung, geändert 
durch die Änderungssatzung zur Gebührensatzung des Landkreises Waldshut vom 
28.02.2024 beschlossen: 

 
 

1. Abschnitt 
Gebühren für öffentliche Leistungen  

 
 

§ 1  
Gebührenpflicht 

 
Der Landkreis erhebt für öffentliche Leistungen, die er auf Veranlassung oder im Interesse 
Einzelner vornimmt, Gebühren (Verwaltungsgebühren) nach dieser Satzung und dem ihr als 
Anlage beigefügten Gebührenverzeichnis, soweit nicht Bundesrecht oder Landesrecht etwas 
anderes bestimmt. Unberührt bleiben Bestimmungen über Verwaltungsgebühren in besonde-
ren Gebührensatzungen des Landkreises. 
 
 

§ 2  
Gebührenfreiheit 

 
(1) Verwaltungsgebühren werden nicht erhoben für öffentliche Leistungen, die folgende An-

gelegenheiten betreffen: 
 

a) Gnadensachen, 
b) das bestehende oder frühere Dienstverhältnis von Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes, 
c) die bestehende oder frühere gesetzliche Dienstpflicht oder die bestehende oder 

frühere an Stelle der gesetzlichen Dienstpflicht geleistete Tätigkeit, 
d) Prüfungen, die der beruflichen Aus- und Weiterbildung dienen, mit Ausnahme von 

Prüfungen zur Notenverbesserung, 
e) Leistungen geringfügiger Natur, insbesondere mündliche und einfache Auskünfte, 

soweit bei schriftlichen Auskünften nicht durch diese Satzung etwas anderes be-
stimmt ist, 

f) die behördliche Informationsgewinnung, 
g) Verfahren, die vom Landkreis ganz oder überwiegend nach den Vorschriften der Ab-

gabenordnung durchzuführen sind, mit Ausnahme der Entscheidung über Rechtsbe-
helfe. 

 
(2) Von der Entrichtung der Verwaltungsgebühren sind, soweit Gegenseitigkeit besteht, be-

freit 
 

a) das Land Baden-Württemberg, 
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b) die landesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die nach den 
Haushaltsplänen des Landes für Rechnung des Landes verwaltet werden, 

c) die Gemeinden, Landkreise, Gemeindeverbände und Zweckverbände sowie Verbän-
de der Regionalplanung in Baden-Württemberg. 

 
Die Befreiung tritt nicht ein, soweit die in Satz 1 Genannten berechtigt sind, die Verwal-
tungsgebühren Dritten aufzuerlegen oder sonst auf Dritte umzulegen. 
 

(3) Weitere spezialgesetzliche Gebührenbefreiungstatbestände bleiben unberührt. 
 
 

§ 3  
Gebührenschuldner 

 
(1) Zur Zahlung der Verwaltungsgebühren und Auslagen ist derjenige verpflichtet 

1. dem die öffentliche Leistung zuzurechnen ist, 
2. der die Gebühren- und Auslagenschuld dem Landkreis gegenüber durch schriftliche 

Erklärung übernommen hat, 
3. der für die Gebühren- und Auslagenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

 
(2) Mehrere Gebühren- und Auslagenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 4  
Gebührenhöhe 

 
(1) Die Höhe der Verwaltungsgebühren richtet sich nach dem dieser Satzung beigefügten 

Gebührenverzeichnis. Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil der Satzung. Für öffentli-
che Leistungen, für die im Gebührenverzeichnis weder eine Verwaltungsgebühr bestimmt 
noch Gebührenfreiheit vorgesehen ist, ist eine Gebühr von 10,00 Euro bis 10.000,00 Eu-
ro zu erheben. 

 
(2) Ist eine Verwaltungsgebühr innerhalb eines Gebührenrahmens zu erheben, bemisst sich 

ihre Höhe nach dem Verwaltungsaufwand sowie nach der wirtschaftlichen oder sonstigen 
Bedeutung für den Gebührenschuldner zum Zeitpunkt der Beendigung der öffentlichen 
Leistung. 

 
(3) Ist eine Verwaltungsgebühr nach dem Wert des Gegenstandes zu berechnen, so ist der 

Verkehrswert zur Zeit der Beendigung der Leistung maßgebend. Der Gebührenschuldner 
hat auf Verlangen den Wert des Gegenstandes nachzuweisen. Bei Verweigerung oder 
ungenügender Führung des Nachweises hat die Behörde den Wert auf Kosten des Ge-
bührenschuldners zu schätzen. Sie kann sich hierbei Sachverständiger bedienen. 

 
(4) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung abgelehnt, wird eine Verwal-

tungsgebühr in Höhe von einem Zehntel bis zum vollen Betrag der Gebühr, mindestens 
jedoch 10,00 Euro erhoben. Wird der Antrag ausschließlich aufgrund Unzuständigkeit 
abgelehnt, wird keine Gebühr erhoben. 

 
(5) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung, mit dessen sachlicher Bear-

beitung begonnen ist, vor Erbringung der öffentlichen Leistung zurückgenommen oder 
unterbleibt die öffentliche Leistung aus sonstigen, vom Schuldner zu vertretenden Grün-
den, so wird je nach dem Stand der Bearbeitung ein Zehntel bis zur Hälfte der vollen Ge-
bühr erhoben. Die Mindestgebühr beträgt 10,00 Euro.  
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(6) Zu den ausgewiesenen Gebühren kommen gegebenenfalls die gesetzlichen Umsatz-
steuerbeträge hinzu, falls eine entsprechende Umsatzsteuerpflicht besteht.  

 
 

§ 5  
Entstehung der Gebühr 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der öffentlichen Leistung. 
 
(2) Bei Zurücknahme eines Antrages nach § 4 Abs. 5 dieser Satzung entsteht die Gebüh-

renschuld mit der Zurücknahme, in den anderen Fällen des § 4 Abs. 4 Satz 1 dieser Sat-
zung mit der Beendigung der öffentlichen Leistung. 

 
 

§ 6  
Fälligkeit, Zahlung 

 
(1) Die Verwaltungsgebühr wird durch schriftlichen oder mündlichen Bescheid festgesetzt 

und ist mit der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung an den Schuldner fällig. 
 
(2) Die Erbringung einer öffentlichen Leistung, die auf Antrag erbracht wird, kann von der 

Zahlung eines Vorschusses oder von der Leistung einer Sicherheit bis zur Höhe der vo-
raussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen abhängig gemacht werden. Dem An-
tragsteller ist eine angemessene Frist zur Zahlung des Vorschusses oder zur Leistung 
der Sicherheit zu setzen. Der Landkreis kann den Antrag als zurückgenommen behan-
deln, wenn die Frist nicht eingehalten wird und der Antragsteller bei der Anforderung des 
Vorschusses oder der Sicherheitsleistung hierauf hingewiesen worden ist. 

 
(3) Ausfertigungen, Abschriften sowie zurückzugebende Urkunden, die aus Anlass der öf-

fentlichen Leistung eingereicht worden sind, können bis zur Bezahlung der festgesetzten 
Gebühren und Auslagen zurückbehalten werden. 

 
(4) Die Gebühren sind an die Kreiskasse zu zahlen. 

 
 

§ 7 
Auslagen 

 
(1) In der Verwaltungsgebühr sind die dem Landkreis erwachsenen Auslagen inbegriffen. 

Übersteigen die Auslagen das übliche Maß erheblich, werden sie gesondert in der tat-
sächlich entstandenen Höhe festgesetzt. Dies gilt auch dann, wenn für eine öffentliche 
Leistung keine Gebühr erhoben wird. 

 
(2) Auslagen nach Abs. 1 Satz 2 sind insbesondere 

a) Gebühren für Telekommunikation 
b) Reisekosten 
c) Kosten öffentlicher Bekanntmachungen 
d) Vergütungen für Zeugen und Sachverständige sowie sonstige Kosten der Beweiser-

hebung 
e) Vergütungen an andere juristische oder natürliche Personen für Leistungen und Lie-

ferungen 
f) Kosten der Beförderung und Verwahrung von Personen und Sachen. 
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(3) Auf die Erstattung von Auslagen sind die für Verwaltungsgebühren geltenden Vorschrif-
ten entsprechend anzuwenden. Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen entsteht mit 
der Aufwendung des zu erstattenden Betrags. 

 
 

 

2. Abschnitt 
Sondernutzungsgebühren 

 
 

§ 8  
Gebührenerhebung 

 
(1) Für die Benutzung der Kreisstraßen über den Gemeingebrauch hinaus (Sondernutzung) 

werden Sondernutzungsgebühren nach der Anlage zu § 2 Absatz 1 Satz 1 der Verord-
nung des Innenministeriums über straßenrechtliche Sondernutzungsgebühren (Son-
GebVO) vom 15.08.1978 (GBl. S. 516), zuletzt geändert durch Art. 53 der Verordnung 
vom 25.04.2007 (GBl. S. 252, 257) in der jeweils geltenden Fassung erhoben. Dies gilt 
nicht, wenn sich die Einräumung von Rechten zu einer Benutzung von Straßen gemäß § 
21 Abs. 1 Straßengesetz nach bürgerlichem Recht richtet.  
Neben der o. g. Sondernutzungsgebühr wird zudem noch eine Verwaltungsgebühr nach 
der Gebührenverzeichnis Nr. 10 erhoben. 

 
(2) Die Sondernutzungsgebühr wird von der Behörde festgesetzt, die die Sondernutzungser-

laubnis erteilt. Soweit die Gebühr vom Bürgermeisteramt festgesetzt wird, wird sie der 
Gemeinde überlassen (§ 19 Abs. 1 Straßengesetz). Ist für eine Sondernutzung eine Er-
laubnis nach dem Straßengesetz nicht erforderlich (§ 16 Abs. 6 Straßengesetz), wird die 
Gebühr vom Landratsamt festgesetzt.  

 
(3) Die Höhe der Gebühren bestimmt sich nach der Anlage zu § 2 Abs. 1 Satz 1 der Verord-

nung des Innenministeriums über straßenrechtliche Sondernutzungsgebühren (Son-
GebVO) vom 15.08.1978 (GBl. S. 516), zuletzt geändert durch Art.  53 der Verordnung 
vom 25.04.2007 (GBl. S. 252, 257) in der jeweils geltenden Fassung. Soweit diese Rah-
mensätze vorschreibt, sind  
1. Art und Ausmaß der Einwirkung auf die Straße und den Gemeingebrauch,  
2. das wirtschaftliche Interesse des Gebührenschuldners sowie  
3. die wirtschaftlichen Verhältnisse des Gebührenschuldners  

zu berücksichtigen.  
 

(4) Bei Sondernutzungen, für die Gebühren nach Jahren bemessen werden und die im Laufe 
eines Haushaltsjahres beginnen oder enden, wird für jeden angefangenen Monat ein 
Zwölftel der Jahresgebühr erhoben. Ist eine Gebühr nach Tagen, Wochen oder Monaten 
bemessen, wird die hierfür angesetzte volle Gebühr auch dann erhoben, wenn die Son-
dernutzung nur während eines Teils des jeweiligen Zeitraumes ausgeübt wird.  

 
(5) Die Gebühren für auf Zeit erteilte Sondernutzungen können, sofern sie in Jahresbeträgen 

festzusetzen sind, auf Antrag des Gebührenschuldners zum Zeitpunkt der Fälligkeit des 
ersten Jahresbetrages für die Dauer der Sondernutzung im Gesamtbetrag erhoben wer-
den.  

 
(6) Die Gebühren für auf Widerruf erteilte Sondernutzungen können, sofern sie in Jahresbe-

trägen festzusetzen sind, auf Antrag des Gebührenschuldners zum Zeitpunkt der Fällig-
keit des ersten Jahresbetrages für die Dauer der Sondernutzung als einheitliche Gebühr 
in Höhe des 15-fachen Jahresbetrages erhoben werden. 
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§ 9  
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner sind 

1. der Erlaubnisnehmer oder sein Rechtsnachfolger, 
2. wer die Sondernutzung ausübt oder in seinem Interesse ausüben lässt. 

 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 10  
Entstehung, Fälligkeit und Zahlung der Gebühr 

 
(1) Die Gebühren entstehen mit der Erteilung der Erlaubnis oder Genehmigung, bei unbefug-

ter Sondernutzung mit dem Beginn der Nutzung. 
 
(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung an den Schuldner 

fällig. Bei wiederkehrenden jährlichen Gebühren werden die folgenden Jahresgebühren 
zum 2. Januar eines jeden Jahres fällig. Monatsbeträge werden zum dritten Tag eines 
jeden Monats fällig. Gebühren, die in Wochen- oder Tagesbeträgen festgesetzt sind, 
werden in einem Betrag sofort zur Zahlung fällig. 

 
(3) Die Sondernutzungsgebühr ist an die Kreiskasse zu zahlen, soweit sie nicht der Gemein-

de zu überlassen ist. 
 
 
 

§ 11  
Gebührenerstattung 

 
(1) Endet die Befugnis zu einer Sondenutzung vor Ablauf des der Gebührenfestsetzung zu-

grunde liegenden Zeitraums, ist ein entsprechender Teil der Gebühr zu erstatten, wenn 
dies innerhalb von drei Monaten nach Beendigung der Befugnis beantragt wird. Der zu 
erstattende Betrag bemisst sich nach dem Teil der Gebühr, der auf den Zeitraum entfällt, 
um den die Befugnis zu einer Sondernutzungsgebühr vorzeitig endet. Hierbei werden je-
doch angefangene Monate oder Wochen nicht berücksichtigt. Beträge unter 5,00 € wer-
den nicht erstattet. 

 
(2) Im Falle des § 8 Abs. 6 kann keine Erstattung verlangt werden, wenn der Widerruf später 

als 15 Jahre nach der Erteilung der Sondernutzungsgebühr erfolgt. Im Übrigen gilt § 11 
Abs. 1 entsprechend. 

 
 

§ 12  
Änderung einer Jahresgebühr 

  
Die Entscheidung über eine in einem Jahresbetrag festzusetzende Sondernutzungsgebühr 
kann geändert werden, wenn sich die im Einzelfall maßgebenden Verhältnisse wesentlich 
geändert haben.  
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§ 13  
Anwendung von Vorschriften  

 
(1) Soweit im Straßengesetz für Baden-Württemberg vom 11.05.1992 (GBl. S. 329, ber. S. 

683), in der jeweils gültigen Fassung und in §§ 8 ff. dieser Satzung nichts anderes be-
stimmt ist, finden auf die Sondernutzungsgebühren die für die Benutzungsgebühren der 
Landkreise geltenden Vorschriften Anwendung.  

 
(2) §§ 8 ff. dieser Satzung finden auch auf Rechte und Befugnisse zur Benutzung von Stra-

ßen über den Gemeingebrauch hinaus Anwendung, die nach § 57 Straßengesetz als 
Sondernutzungen gelten. 

 

 
 

3. Abschnitt 
Übergangsbestimmungen und Schlussvorschriften 

 
 

§ 14  
Übergangsbestimmungen 

 
Auf die Erhebung von Gebühren und Auslagen für eine öffentliche Leistung, die vor Inkraft-
treten dieser Satzung beantragt oder begonnen, aber noch nicht vollständig erbracht wurde, 
findet die Gebührensatzung des Landkreises Waldshut vom 04.07.2001 weiterhin Anwen-
dung. 
 
 

§ 15  
Schlussvorschriften 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 
(2) Zu gleicher Zeit treten die Verwaltungsgebührensatzung vom 04.07.2001 sowie alle 

sonstigen dieser Satzung entsprechenden oder ihr widersprechenden, zeitlich vorausge-
henden Vorschriften außer Kraft. § 14 bleibt unberührt. 

 
 

§ 16 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Landkreisordnung für 
Baden-Württemberg oder aufgrund der Landkreisordnung beim Zustandekommen dieser 
Satzung wird nach § 3 Abs. 4 der Landkreisordnung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung schriftlich gegenüber dem 
Landkreis geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, 
die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Ferner gilt 
dies nicht, wenn der Landrat dem Beschluss nach § 41 Landkreisordnung wegen Gesetzwid-
rigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der o. g. Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbe-
hörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- und Formvor-
schrift gegenüber dem Landkreis unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung 
erfolgen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 
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Waldshut, den 15.12.2011 
 
 
gez. 
Tilman Bollacher 
Landrat 

 
 
 

Die Satzung wurde am 17.12.2011 entsprechend der Veröffentlichungssatzung des 
Landkreises Waldshut in der örtlichen Presse öffentlich bekannt gemacht. Sie ist am 
01.01.2012 in Kraft getreten. 
 
Die Satzung wurde zuletzt zum 01.03.2024 geändert, um das Gebührenverzeichnis 
zu aktualisieren. 
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Gebührenverzeichnis 
 
 
 

Vorbemerkungen:  
Bei Gebühren nach Zeitaufwand (... € pro Stunde) wird je angefangene Viertelstunde 
abgerechnet. Der Stundensatz gilt pro eingesetztem Mitarbeiter. 
 
 
 

Nr. Amtshandlung Gebühr 

   
1. Allgemeine Verwaltungsgebühr 

(§ 4 Abs. 1 Satz 3 der Satzung) 
 

12,00 € bis 10.000,00 € 

   
2. Anträge  
   
2.1 Ablehnung eines Antrags usw. 

(§ 4 Abs. 4 Satz 1 der Satzung) 
1/10 bis volle Gebühr,  

mindestens jedoch 12,00 € 
 Bei Unzuständigkeit gebührenfrei. 

 
 

   
2.2 Zurücknahme eines Antrags 

(§ 4 Abs. 5 der Satzung) 
 

1/10 bis 1/2  
der vollen Gebühr,  

mindestens jedoch 12,00 € 
 

   
3. Auskünfte insbesondere aus Akten und Büchern oder Ein-

sichtnahme in solche sowie der Aktenversand 
8,00 € bis 100,00 € 

 Mündliche Auskünfte sind gebührenfrei. 
 

 

   
4. Befreiungen (Ausnahmebewilligung, Dispens) von gesetzli-

chen Vorschriften oder kommunaler Bestimmungen 
 

12,00 € bis 5.000,00 € 

   
5. Beglaubigung, Bestätigungen  
   
5.1  Amtliche Beglaubigung von Unterschriften, Handzeichen 

und Siegeln 
 

1,50 € je Beglaubigung 

 Werden mehrere Unterschriften gleichzeitig in einer Urkun-
de beglaubigt oder wird die Unterschrift einer Person mehr-
fach auf verschiedenen Urkunden, aber aufgrund eines 
gleichzeitig gestellten Antrags beglaubigt, so kommt nur 
für die erste Unterschrift die volle Gebühr, für jede weitere 
die Hälfte der für die erste erhobenen Gebühr zum Ansatz. 
 
 

 

   
5.2 Amtliche Beglaubigung der Übereinstimmung von Abschrif-

ten, Auszügen, Niederschriften, Ausfertigungen, Fotokopien 
usw. aus amtlichen Akten oder privaten Schriftstücken mit 
der Urschrift je Seite 
 

2,00 € je Seite 
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Nr. Amtshandlung Gebühr 

   
5.3 Bestätigung der Übereinstimmung von Abschriften, Auszü-

gen, Niederschriften, Ausfertigungen, Fotokopien usw. aus 
amtlichen Akten oder privaten Schriftstücken mit der 
Urschrift je Seite 
 

2,00 € je Seite 

   

6. Bescheinigungen  
   
 Bestätigungen, Zeugnisse, Atteste, Ausweise, aller Art 

(auch Zweit- und Mehrfertigungen, soweit nichts anderes 
bestimmt ist) 
 

8,00 € bis 150,00 € 

 Gebührenfrei sind Bestätigungen, die für den Empfang und 
die Verwendung von Zuwendungen für steuerbegünstigte 
Zwecke im Sinne des Einkommen- und Körperschaftsteuer-
rechts (z. B. §§ 10 b EStG, 9 Nr. 3 KStG) ausstellt (Spen-
denbescheinigungen). 
 

 

   
7. Genehmigungen, Erlaubnisse, Zulassungen, Konzessio-

nen, Bewilligungen und dergl. aller Art, soweit nichts ande-
res bestimmt ist 
 

12,00 € bis 150,00 € 

   
8. Rechtsbehelfe (Widerspruch, Einspruch in Wahlanfech-

tungsverfahren, Gegenvorstellung, Dienstaufsichtsbe-
schwerde usw.) 
 

 

   
8.1 wenn die Rechtsbehelfe im Wesentlichen als unzulässig 

oder unbegründet zurückgewiesen werden oder wenn die 
Gebühr einem Gegner auferlegt werden kann, der die ange-
fochtene Verfügung oder Entscheidung beantragt hat 
 

12,00 € bis 500,00 € 

   
8.2 bei Zurücknahme der Rechtsbehelfe, wenn kein Grund vor-

liegt, von einem Gebührenansatz abzusehen (§ 4 Abs. 4 
Satz 3 der Satzung) 
 

1/10 bis 1/2 der Gebühr 
nach 8.1, mindestens  

jedoch 12,00 € 

   

 
9. 

 
Schreibgebühren 

 

   
9.1 Ausfertigungen und Abschriften oder Auszüge aus Akten, 

Protokollen von öffentlichen Verhandlungen, amtlichen Bü-
chern, Registern usw. (sofern sie nicht durch Ablichtung 
hergestellt wurden), die auf Antrag erteilt werden, je ange- 
fangene Seite DIN A 4 (der Ausfertigungs- und 
Beglaubigungsvermerk wird mitgerechnet) 
 

 

9.1.1 für Schriftstücke, die in deutscher Sprache abgefasst sind 
 

8,00 € 
 je angefangener Seite 
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Nr. Amtshandlung Gebühr 

9.1.2 für Schriftstücke, die in fremder Sprache abgefasst sind 
 

8,00 € 
 je angefangener Seite 

   
9.1.3 Für Schriftstücke in tabellarischer Form, Verzeichnisse, Lis-

ten, Rechnungen, Zeichnungen, wissenschaftliche Texte 
wird die Schreibgebühr nach dem Zeitaufwand berechnet, 
der zur Herstellung benötigt wird.  
 

48,00 € pro Stunde 

   
9.2 Für Fotokopien - unabhängig vom Format - werden erhoben  

 
 

 - für die erste Seite 
 

2,00 € 

 - für jede weitere Seite 
 

0,50 € 

   
10. Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für Kreisstra-

ßen (Verwaltungsgebühr) 
 

   
 Anmerkung:  

Für Sondernutzungen an Kreisstraßen, ausgenommen Zu-
fahrten und Zugängen werden zusätzlich zu dieser Verwal-
tungsgebühr Sondernutzungsgebühren nach § 8 Abs. 1 die-
ser Satzung erhoben. 
 

61,00 € pro Stunde 

 
 
 

 


